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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT  

Landtag 

21. Wahlperiode 

Drucksache 21/281 
(zu Drs. 20/1836 und Drs. 21/4) 

08.02.2024 

Bericht des Ausschusses für Wissenschaft, Medien, Datenschutz, 

Informationsfreiheit und Digitalisierung 

17. Jahresbericht der Landesbeauftragten für Informationsfreiheit und 
Stellungnahme des Senats 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer 46. Sitzung am 26. April 2023 den 
17. Jahresbericht der Landesbeauftragten für Informationsfreiheit vom 24. 
März 2023 (Drucksache 20/1836) und in ihrer 2. Sitzung am 5. Juli 2023 
die dazu erfolgte Stellungnahme des Senats vom 27. Juni 2023 (Druck-
sache 21/4) an den Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Datenschutz, 
Informationsfreiheit und Digitalisierung zur Beratung und Berichterstattung 
überwiesen. Der Ausschuss bittet den Bericht als dringlich zu behandeln. 

Der Ausschuss stellte bei den nachfolgend aufgeführten Punkten des 17. 
Jahresberichtes Beratungsbedarf fest: 

Ziffer 3  Informationsfreiheit in Bremen 

Ziffer 4  Aktuelle Empfehlungen zur Verbesserung der 
Informationsfreiheit im Land Bremen 

Ziffer 7  Die aktuellen Entschließungen der 
Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

In seiner Sitzung am 17. Januar 2024 erörterte der Ausschuss die 
beratungsbedürftigen Punkte mit der Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit (LfDI) sowie mit den Vertreter:innen der 
betroffenen Ressorts. 

Der Ausschuss begrüßt, dass es in vielen Fällen, die Anlass zur Kritik 
gegeben haben, bereits zu Klärungen mit den zuständigen Ressorts und 
Dienststellen gekommen ist beziehungsweise im Rahmen von Gesprächen 
zwischen den Beteiligten konstruktiv an Lösungsmöglichkeiten gearbeitet 
wird. 

Zu Ziffer 3.1 (Informationsfreiheit in Bremen) ließ sich der Ausschuss 
berichten, dass das Amtsgericht einem Petenten die Herausgabe einer 
Entscheidung aus rechtlichen Gründen verweigert habe. Nach der Ansicht 
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der LfDI habe es sich um eine veröffentlichungswürdige Entscheidung 
gehandelt, auch wenn die Senatorin für Justiz und Verfassung dies zunächst 
anders gesehen habe. Mittlerweile habe das Ressort diese Entscheidung 
kostenpflichtig über Juris herausgegeben. Der Ausschuss sieht dies 
kritisch, da die Entscheidung nicht über öffentliche Suchmaschinen 
auffindbar sei, sondern nur über einen direkten Link oder ein Abonnement. 
Positiv hervorzuheben ist, dass auf Bundesebene ein Gesetz für mehr 
Gerichtstransparenz erarbeitet werden solle. Zurzeit würden nur 5 Prozent 
aller Entscheidungen veröffentlicht. Dies solle umgekehrt werden und sei 
auch vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung sinnvoll. 
Bisher liege allerdings noch kein konkreter Gesetzentwurf vor. Ob es 
Fortschritte gebe, sei nicht bekannt. Auch die Frage, ob das Gesetz auf 
Bremen anzuwenden sei, sei offen. 

Mit Blick auf die aktuellen Empfehlungen zur Verbesserung der 
Informationsfreiheit in Bremen (Ziffer 4.5) nimmt der Ausschuss zur 
Kenntnis, dass sich die LfDI schon seit längerer Zeit für die Aufnahme der 
Informationsfreiheit in die Landesverfassung ausspreche, so wie es auch in 
anderen Bundesländern der Fall sei. Das BVerfG habe entschieden, dass die 
Informationsfreiheit vermittelt über die Informationsfreiheitsgesetze 
Verfassungsrang genieße. Auch in der Grundrechte-Charta sei dieses Recht 
für den europäischen Bereich verankert. Die Aufnahme in die Landesver-
fassung führe zu einer stärkeren Berücksichtigung, auch wenn dies derzeit 
nur einen deklaratorischen Effekt habe. Auch für Notfälle sei dies 
wünschenswert. 

Zu Ziffer 7.1 (SMS in die Akte: Behördliche Kommunikation unterliegt 
umfassend den Regeln der Informationsfreiheit) ließ sich der Ausschuss 
berichten, dass Behörden nicht nur über Briefe und E-Mails kommunizieren 
würden, sondern auch andere Kommunikationsformen nutzen würden. Auch 
diese Form des Schriftverkehrs gehöre in die Akte. Der Ausschuss hat 
kritisch hinterfragt, wie sich dies in der Praxis umsetzen lasse. Erforderlich 
sei hierfür eine Schnittstelle und es müsse an einer technischen Umsetzung 
gearbeitet werden. Dies gelte zumindest teilweise auch für die öffentlichen 
Hochschulen im Land Bremen. Im Bereich der Hochschulen sei es 
besonders problematisch, dass sich die einschlägigen Regelungen nicht im 
Informationsfreiheitsgesetz auffinden lassen, sondern im Hochschulgesetz. 
Der Ausschuss nimmt den Appell der LfDI, die Ansprüche gemeinsam zu 
konsolidieren, zur Kenntnis. Die Suche nach den Dokumenten könne 
dadurch erleichtert werden. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt den Bericht des Ausschusses für 
Wissenschaft, Medien, Datenschutz, Informationsfreiheit und 
Digitalisierung zur Kenntnis. 

Janina Strelow 
Vorsitzende 
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